Auszüge aus dem Landesbeamtengesetz (LBG)

	§§
	

	2
	Beamter im Sinne dieses Gesetzes ist, wer zum Land [...] in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treuverhältnis steht.

	Kommentar zum LBG
	Öffentlich-rechtlich: im Unterschied zum privatrechtlichen Arbeitsvertrag wird das Beamtenverhältnis durch den Hoheitsakt der Ernennung begründet. Der Beamte steht zum einen Dienstherrn in einem Dienst- und Treueverhältnis.

	3 (5)
	Vorgesetzter ist, wer einem Beamten für seine dienstliche Tätigkeit Anordnungen erteilen kann.

	6 (1)
	In das Beamtenverhältnis darf nur berufen werden, wer [...] 2. die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes eintritt.

	35 
	(1) Der Beamte auf Widerruf kann jederzeit durch Widerruf entlassen werden [...]

(2)Dem Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst soll Gelegenheit gegeben werden, den Vorbereitungsdienst abzuleisten und die Prüfung abzulegen. Mit dem Bestehen oder dem endgültigen Nichtbestehen der Prüfung endet sein Beamtenverhältnis [...]

	55
	(1) Der Beamte dient dem ganzen Volk, nicht einer Partei. Er hat seine 

Aufgaben unparteiisch und gerecht zu erfüllen und bei seiner Amtsführung auf das Wohl der Allgemeinheit Bedacht zu nehmen.

(2) Der Beamte muss sich durch sein gesamtes Verhalten zu der freiheitlichen de​mokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen und für de​ren Erhaltung eintreten.

	Kommentar zum LBG
	Jede Bevorzugung oder Benachteiligung von Interessengruppen ist dem Beamten verboten. Die Pflicht zur Unparteilichkeit schließ auch die Rücksichtnahme auf persönliche Bindungen verwandtschaftlicher oder freundschaftlicher Art aus. 

Die parteipolitische Neutralität gehört zu den hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums. Insoweit hat der Beamte auch jeder verfassungsmäßigen Regierung ungeachtet seiner persönlichen politischen Überzeugung loyal zur Verfügung zu stehen. 

Die Verletzung der politischen Treuepflicht ist ein schweres Dienstvergehen, das bei Beamten auf Probe und bei Beamten auf Widerruf regelmäßig die Entlassung aus dem Amt rechtfertigt.

	56
	Der Beamte hat bei politischer Betätigung diejenige Mäßigung und Zurückhal​tung zu wahren, die sich aus seiner Stellung gegenüber der Gesamtheit und aus der Rücksicht auf die Pflichten seines Amtes ergeben.

	Kommentar zum LBG
	Auch für den Beamten gelten die Grundrechte der Meinungsfreiheit und Vereinigungsfreiheit GG Art 5 und 9. Das Recht der freien Meinungsäußerung findet jedoch seine Grenzen in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze. Die Pflicht zur Mäßigung und Zurückhaltung ist eine Konsequenz aus der Neutralitätspflicht. Das heißt aber nicht, dass der Beamte nicht das Recht hätte, sachliche Kritik zu üben. Im Blick auf die Form der Kritik gilt: "Deshalb hat der Beamte bei seiner Wortwahl Zurückhaltung zu üben und plakative, überspitzte Formulierungen und in reißerischer Form gefasste Kritik zu unterlassen."

Bei parteipolitischer Betätigung gilt: Die Mäßigungs- und Zurückhaltungspflicht gebietet dem Beamten, "eine klare Trennung zwischen seinem Amte und seiner Teilnahme am politischen Meinungskampf einzuhalten."

	57
	Der Beamte hat sich mit voller Hingabe seinem Beruf zu widmen. Er hat sein Amt uneigennützig nach bestem Gewissen zu verwalten. Sein Verhalten inner​halb und außerhalb des Dienstes muss der Achtung und dem Vertrauen gerecht werden, die sein Beruf erfordert.

	Kommentar zum LBG
	Mit der vollen Hingabe an den Beruf sind Arbeitskampfmaßnahmen jeglicher Art unvereinbar. Das gilt für Streik und auch für streikähnliche Maßnahmen wie z.B. Bummelstreik oder Dienst nach Vorschrift. 

Der Beamte ist zu uneigennütziger Amtsausübung verpflichtet (Verpflichtung zur Unbestechlichkeit)

Der Beamte hat die Pflicht zu korrektem Verhalten im Dienst im Verhältnis zu seinem Vorgesetzten, Untergebenen, Kollegen und Publikum. 

Der Beamte darf in dienstlichen Angelegenheiten nicht die 'Flucht in die Öffentlichkeit' wählen. Er ist zur Loyalität gegenüber seinem Dienstherrn und zur Wahrung von Vertraulichkeit in internen Dienstangelegenheiten verpflichtet.

	58
	Der Beamte hat seine Vorgesetzten zu beraten und zu unterstützen. Er ist ver​pflichtet, die von ihnen erlassenen Anordnungen auszuführen und ihre allgemei​nen Richtlinien zu befolgen [...]

	Kommentar zum LBG
	Die Beratungs- und Unterstützungspflicht umfasst die Pflicht des Beamten, seine Vorgesetzten über alle wesentlichen Vorgänge in seinem Aufgabengebiet zu informieren und zu beraten. Die Vorgesetzten haben die Pflicht, Vorschläge, Bedenken und Hinweise der ihnen unterstellten Beamten entgegen zu nehmen und sorgfältig zu prüfen und danach ihre Entscheidung zu treffen.

	59
	(1) Der Beamte trägt für die Rechtmäßigkeit seiner dienstlichen Handlungen die volle persönliche Verantwortung.

(2) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher Anordnungen hat der Beam​te unverzüglich bei seinem unmittelbaren Vorgesetzten geltend zu machen. Wird die Anordnung aufrechterhalten, so hat sich der Beamte, wenn seine Bedenken gegen ihre Rechtmäßigkeit fortbestehen, an den nächsthöheren Vorgesetzten zu wenden. Bestätigt dieser die Anordnung, so muss der Beamte sie ausführen, sofern nicht das ihm aufgetragene Verhalten strafbar oder ordnungswidrig und die Strafbarkeit oder Ordnungswidrigkeit für ihn erkennbar ist oder das ihm aufgetragene Verhalten die Würde des Menschen verletzt; von der eigenen Verantwortung ist er befreit. Die Bestätigung hat auf Verlangen schriftlich zu erfolgen.

	Kommentar zum LBG
	Der Beamte trägt für die Rechtmäßigkeit seiner dienstlichen Handlungen die volle persönliche Verantwortung. Dies umfasst die Pflicht, unter sorgfältiger Aufklärung des Sachverhalts gewissenhaft zu prüfen, ob das dienstliche Handeln mit den geltenden Rechtsnormen übereinstimmt. 

Der Beamte darf die Ausführung einer ihm rechtlich bedenklich erscheinenden Anordnung nicht ohne weiteres unterlassen. Er hat vielmehr bei rechtlichen Bedenken gegen eine dienstliche Anordnung eine Remonstrationspflicht, d.h. der Beamte muss in solchen Fällen unverzüglich seine Rechtsbedenken bei seinem unmittelbaren Vorgesetzten geltend machen. 

	64
	Der Beamte hat, auch nach Beendigung des Beamtenverhältnisses, über die ihm bei seiner amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. 

	66
	Auskünfte zur Unterrichtung der Öffentlichkeit erteilt der Leiter der Behörde oder der von ihm bestimmte Beamte.

	68
	Der Beamte bedarf [...] der vorherigen Genehmigung [...] 3. zur Übernahme einer Nebenbeschäftigung gegen Vergütung, zu einer gewerblichen Tätigkeit, zur Mitarbeit in einem Gewerbebetrieb oder Ausübung eines freien Berufes.

	76
	Der Beamte darf, auch nach Beendigung des Beamtenverhältnisses, Belohnungen oder Geschenke in bezug auf sein Amt nur mit Zustimmung des Dienstvorgesetzten annehmen.

	83
	Der Beamte begeht ein Dienstvergehen, wenn er schuldhaft die ihm obliegenden Pflichten verletzt. Ein Verhalten des Beamten außerhalb des Dienstes ist ein Dienstvergehen, wenn es nach den Umständen des Einzelfalles in besonderem Maße geeignet ist, Achtung und Vertrauen in einer für sein Amt oder das Ansehen des öffentlichen Dienstes bedeutsamen Weise zu beeinträchtigen.

	84
	Verletzt ein Beamter vorsätzlich oder grob fahrlässig die ihm obliegenden Pflichten, so hat er dem Dienstherrn, dessen Aufgabe er wahrgenommen hat, den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. 

	85
	Der Dienstherr hat im Rahmen des Dienst- und Treueverhältnisses für das Wohl des Beamten und seiner Familie [...] zu sorgen. Er schützt ihn bei seiner amtlichen Tätigkeit und in seiner Stellung als Beamter [...]. 

	102
	Über jeden Beamten ist eine Personalakte zu führen; sie ist vertraulich zu behandeln und vor unbefugter Einsicht zu schützen. 

	102 c
	Der Beamte hat, auch nach Beendigung des Beamtenverhältnisses, ein Recht auf Einsicht in seine vollständige Personalakte.


	Dienstpflichten (§§ 55-84 LBG)

	Allgemeine Pflichten
	Besondere Dienstpflichten

	l. Allgemeine politische Dienstpflich​ten

- Pflicht zum Dienst am ganzen Volk (§55 Abs. l LBG)

- Pflicht zum Bekenntnis und zum Ein​treten für die freiheitlich demokrati​sche Grundordnung (§55 Abs. 2 LBG)

- Pflicht zur Mäßigung und Zurück​haltung bei politischer Betätigung (§56LBG)
	l. Dienstleistungspflicht

- Pflicht zur Dienstleistung im Haupt-und Nebenamt (§ 67, 78 LBG)

	
	2. Verschwiegenheitspflicht
- Pflicht zur Amtsverschwiegenheit (§64 Abs. l LBG) - Notwendigkeit der Aussage​genehmigung (§64 Abs. 2 und 65 LBG)

- Auskünfte an die Presse nur durch den Schulleiter (§66LBG)

	2. Allgemeine Pflichten innerhalb des Dienstes
- Pflicht zur vollen Hingabe an den Beruf (§ 58LBG)

- Pflicht zur gerechten, unparteiischen und uneigennützigen Amtsführung (§55 und 57 LBG)

- Beratungs- und Unterstützungspflicht des Vorgesetzten (§57LBG)

- Pflicht zu achtungs- und vertrauens​würdigem dienstlichem Verhalten (§57LBG)
	

	
	3. Ausnahmebeschränkungen
- Verbot der Annahme von Belohnun​gen und Geschenken (§76LBG)

— Beschränkung bei der Annahme von Orden, Titeln und Ehrenzeichen (§77LBG)

- Pflicht zu Einhaltung des Dienstweges (§179 LBG)

	
	4. Tätigkeitsbeschränkungen

	3. Allgemeine Pflichten außerhalb des Dienstes

- Pflicht zu achtungs- und vertrauens​würdigem Verhalten außerhalb des Dienstes (§57LBG)
	Übung (§ 63 LBG) und bei der Aus​übung von Nebentätigkeiten (§§68 ff. LBG)

	
	5. Leistung des Diensteides
(§ 61LBG)

	(nach scheerbarth & höffken 1985, Schaubild 13)


